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-tSatzung $
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen f.
in der Gemeinde Essen/Oldb.

Aufgrund des $ 132 des Baugesetzbuches in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 08. 12. 1986 (BGBI. I S.
2253) in Verbindung mit $ 6 der Nds. Gemeindeord-
nung in der Fassung der Bekanntmachungvom 22.05.
1982 (Nds. GVBI. S. 229) zuletzt geändert durch Gesetz
vom 13. 10. 1986 (Nds. GVBI. S. 323) hat der Rat der
Gemeinde Essen/Oldb. in seiner Sitzumgvom 12. Ok-
tober 1987 foigende Erschließungsbeitragssatzung
beschlossen:

s1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres andörweitig nicht gedeckten
Aufwandes für Erschließungsanlagen erhebt die
Gemeinde Essen (Oldb.) entsprechend den Vorschrif-
ten des Baugesetzbuches Erschließungsbeiträge
nach Maßgabe dieser Satzung.

s2
Art der Erschließungsanlagen

Erschließun gsanlagen sind:
(1) Die zum Anbau bestimmten oder die für entspre-

chend den baurechtlichen Vorschriften gewerb-
lich zu nutzenden Flächen erforderlichen öffentli-
chen Straßen, Wege und Plätze;

(2) die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen
Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren
Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (2. B.
Fußwege, Wohnwege);

(3) die zur Erschließung der Baugebiete notwendigen
Sammelstraßen;

(4) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge a1ler Art
sowie Grünanlagen mit Ausnahme von Ki.nder-
spielplätzen, soweit sie Bestandteit der in den
Nummer l bis 3 genannten Verkehrsanlagen oder
nach städtebaulichen Grundsätzen innerhaib der
Baugebiete zu deren Erschließung notwendig
sind;

(5) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen
schädliche Umwelteinwirkungen i.S. des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, auch wenn sie nicht
Bestandteil der Erschließungsanlagen sind.

$3
Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaüfwand für
.1. Straßen und Wege zur Erschließung von Grund-

stücken in Baugebieten (Anlagen nach $ 122 Abs.
2 Nr. 1 BaUGB) mit einer zulässigen Bebauung
von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite

von 18 m,

r
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b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen
bis zu einer Breite von 24 m,

c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von
32 m, wenn sie beidseitig zum Anbau be-
stimmt sind;

2. Straßen, Wege und öffentliche Plätze zur Er-
schließung von Grundstücken in Baugebieten
(An1agen nach $ 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit ei-
ner zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite

von 12 m,

b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen
bis zu einer Breite von 18 m,

c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von
24rn, wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt
sind;

3. Straßen und Wege im Kerngebiet, im Gewerbe-
gebiet und im Industriegebiet (Anlagen nach $
127 Abs.2 Nr. l BauGB) bis zu einer Breite von 32
m, wenn sie beidseitig und bis zu 24rn, wenn sie
einseitig zum Anbau oder zur gewerblichen
Nutzung bestimmt sind;

4. Fußwege und Wohnwege (Anlagen nach $ 127
Abs. 2 Nr. 2 BauGB) bis zu einer Breite von 5 m;

5. Sammelstraßen ($ 127 Abs. 2 Nr. 3 BaUGB) bis zu
einer Breite von 34 m;

6. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie zu
Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1 bis 3 und
Nr. 5 gehören bis zu einer Breite von 6 m und bei
Anlagen nach Nr. 4 bis zu einer Breite von 2 m;

7. Parkflächen und Grünanlagen soweit sie nicht
Bestandteil der in Nr. 1 bis 5 genannten Ver-
kehrsanlagen sind, aber nach städtebaulichen
Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind, bis zu 20 v.H. der
Summe der Grundstücksflächen der durch sie
erschlossenen Grundstücke;

8. Der lJmfang von Anlagen nach $ 2 Ziff. 5 wird
durch eine ergänzende Satzung im Einzelfall
geregelt.

(2) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten Breiten
j ufilfassen Fahr- und Standspuren, Moped-, Rad-
I ._ und Gehwege, Schrammborde und Sicherheits-

streifen, ni.cht dagegen eventuelle Parkflächen
! und Grünanlagen.

(3) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfaßt nicht
eventuelle Grünanlagen.

(a) Die i.n Abs. 1 genannten Breiten sind die Durch-
schnittsbreiten; sie werden ermittelt, indem die
Fläche der Anlagenachse geteilt wird.

(5) Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen nicht die
zu den Erschließungsanlagen gehörenden und zu
ihrer Herstellung notwendigen Böschungen und
Stützmauern sowie die Fahrbahnen der Orts-
durchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreis-
straßen in der Breite ihrer ansehließenden freien
Strecken.

(6) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im
Sinne von Abs. 1 unterschiedliche Breiten, so ist
der Aufwand für die größte Breite beitragsfähig.

(7) Endet eine Straße mit einer Wendeanlage, so ver-
größern sich die in Abs. 1 bestimmten Breiten für
den Bereich der Wendeanlage um 50 v.H., minde-
stens aber um 8 m.



$4
Ermittlung des beitragsfähigen
Erschlie ßungsaufwandes

(f) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand ge-
hören die Kosten für
a) den Erwerb der Flächen für Erschließungsan-

lagen,
b) die Freilegung,
c) di.e erstmalige Herstellung des Straßen- bzw.

Wegekörpers einschließlich des Unterbaues,
der Befestigung der Oberfläche sowie notwen-
dige Erhöhungen oder Vertiefungen,

d) die Herstellung der Rinnen sowie der Randstei-
il€'

e) die Radfahrwege mit Schutzstreifen,
f) die Bürgersteige,
g) die Beleuchtungseinrichtungen,
h) die Entwässerung der Erschli.eßungsanJ.agen,
i) die Herstellung von Böschungen- Schutz- und

Stützmauern
j) den Anschluß an andere Erschließungsanla-

gen,

k) die übernahme von Anlagen aIs gemeindliche
E rschiießun gsanlagen,

l) die erstmaiige Herstellung von Parkflächen,
m) die Herrichtung der Grünanlagen,
n) Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen

SchaII und Umwelteinwirkung i.S. des Bundes-
Immissionsschutz gesetzes.

(2)Der beitragsfähige Erschließungsaufwand um-
faßt auch
a) den Wert der von der Gemeinde aus ihrem Ver-

mögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt
der Bereitstellung,

b) diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der
Ortsdurchfahrten klassifizierter Straßen (Bun-
desfernstraßen, Landesstraßen und Kreisstra-
ßen) insoweit entstehen, als sie gegenüber ih-
ren anschließenden freien Strecken breiter
hergestellt werden

(3)Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Er-
schließungsanlagen gehört im Fa1le einer er-
schließungsbeitragspflichtigen Zuteilung i.S. des
S 57 S. 4 BauGB und des $ 58 Abs. 1 S. 1 BauGB auch
der Wert nach $ 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.

(4) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tat-
sächlich entstandenen Kosten ermittelt.

sD
Art der Ermittlung des beitragsfähigen
Erschließun gsaufwandes

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann
für die einzelne Erschließungsanlage oder für be-
stimmte Abschnitte einer ErschließungsanJ.age er-
mittelt werden.

Für mehrere Erschließungsanlagen, die zur Er-
schließung von Grundstücken eine Einheit bilden,
kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt
werden.

$6
Antei} der Gemeinde am beitragsfähigen
E rschli.eß un gs aufwand

Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschlie-
ßungsaufwand trägt die Gemeinde 20 v.H.
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$7
Verteilung des beitragsfahlgen
Erschiießun gsaufwandes

(1) Der nach $ 4 ermittelte Erschließungsaufwand
wird nach Abzug des Anteits der Gemeinde ($ 6)
auf die durch die einzelne Erschließungsanlage,
durch bestimmte Abschnitte einer Erschiießungs-
anlage oder im Falle der zusammengefaßten Auf-
wandsermittlung durch die eine Erschließungs-
einheit bildenden Erschließungsanlagen er-
schlossenen Grundstücke unter Berücksichti gun g
der nachfolgenden Absätze nach dem VerhäItnis
verteilt, in dem die Grundstücksflächen zueinan-
der stehen.

(2) Ats Grundstücksfläche gilt
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebau-

ungsplanes liegen, die gesamte Fläche, wenn für
das Grundstück im Bebauungsplan bauliche
oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Be-
bauungsplanes hinausreichen, die Fläche im
Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese
darin bauliche oder gewerbliche Nutzung fest-
gesetzt ist;

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan
besteht und die nicht unter lit. e) fallen, die Ge-
samtfläche des Grundstücks, höchstens jedoch
die Fläche zwischen der Erschließungsanlage
und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufen-
den Parallelen; bei Grundstücken, die nicht an
die Erschließungsanlage angrenzen oder ledig-
lj.ch durch einen zum Grundstück gehörenden
Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche zwi-
schen der der Erschließungsanlage zugewand-
ten Grundstücksseite und einer im Abstand von
50 m dazu verlaufenden Parallelen;

d) bei G.rundstücken, die über die sich nach lit. a)
-c) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder ge-
werblich genutzt sind, die Fläche zwischen der
Erschließungsanlage bzw. im Fall von lit. c) der
der Erschließungsanlage zugewandten Grund-
stücksseite und einer Parallelen hierzu, die in
einer Tiefe verläuft, die der übergreifenden Be-
bauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

e) bei Grundstücken, die nicht bautich oder ge-
werblich, sondern nur in vergleichbarer Weise
(2.8. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauer-
kleingärten) nutzbar sind oder innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt
werden, die Gesamtfläche des Grundstücks.

(3) Bei den in Zitt. 2lit. e) genannten Grundstücken
wird nur die Grundstücksfläche nach Z.itt. z
berücksichtigt.
Im übrigen wird die nach Ziff. 1 festgestellte
Grundstücksfläche entsprechend der Ausnutz-
barkeit mit einem Vomhundertsatz vervielfältigt.
Dieser beträgt:
a) bei einem Vollgeschoß 100 v.H.
b)bei zwei Voilgeschossen 125 v.H.
c) bei drei Vollgeschossen 150 v.H.
d) bei vier Vollgeschossen 175 v.H.
e) bei fünf und mehr Vollgeschossen 200 v.H.
AIs Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach
landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse
sind. Ist eine Geschoßzahl wegen der Besonderhei-
ten des Bauwerks nicht feststellbar, werden je an-
gefangene2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Voll-
geschoß gerechnet.
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(a) Die nach Zitt..2 und Ziff.3 ermittelte Grundstücks-
fläche wird vervieifacht
a)'mit 0,5. wenn das Grundstück nur in einer der

baulichen oder gewerblichen Nutzung ver_
gleichbaren Weise (2.E}. Friedhöfe, Sportpiätze,
Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar ist oder
innerhalb des im Zusammenhang bebauten
Ortsteils so genutzt wird.

b)mit 1,25, wenn das Grundstück innerhalb eines
tatsächlich bestehenden (g 34 BauGB) oder durch
Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes
($ 3, $ 4 und $ 4 a BauNVO), Dorfgebietes (g 5
BauNVO) oder Mischgebietes (g 6 BauNVO) oder
ohne ausdrückiiche Gebietsfestsetzung inner_
halb eines Bebauungsplangebietes überwiegend
gewerblich oder überwiegend in einer der ge_' werbiichen Nutzung ähnlichen Weise (2.8. Ver-
waltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude,
Praxen für freie Berufe) genutzt wird;

c) mit 1,5. rvenn das Grundstück innerhalb eines
tatsächlich bestehenden ($ 34 BauGB) oder durch
Bebauungsplan ausgewiesenen Gewerbegebie-
tes ($ 8 BaUNVO), Kerngebietes (g Z BauNVO)
oder Sondergebietes (g 11 BauNVO) liegt;

d)mit 1,75, wenn das Grundstück innerhalb eines
tatsächlich bestehenden ($ 34 BauGB) oder durch
Bebauungspi.an ausgewiesenen Industriegebie-
tes ($ 9 BaUNVO) liegt.

e) die vorstehende Regelung zu lit. b) - d) gilt nicht
für die Abrechnung von selbständigen Grün-
anlagen.

(5) Als Zahl der Vollgeschosse nach Zif.t.3 S. p gilt
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin

festgesetzte höchstzulässige Zdnl der Vollge-
schosse;

b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die
ZahI der VoJ.lgeschosse nicht festgesetzt ist,
sondern nur eine Baumassenzahl angegeben ist,
gilt als ZahJ der Vollgeschosse die durch 2,g ge-
teilte Baumassenzahl auf ganze Zdnlen aufge-
rundet;

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder
Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von
einem Vollgeschoß;

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungspian
gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festge-
setzt ist, die Zahl von einem Voilgeschoß;

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan in-
dustrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt
ist, die ZdnI von zwei Vollgeschossen;

f) die ZahI der tatsächlichen Vollgeschosse, wenn
aufgrund von Ausnahmen oder Befreiungen die
Zahl der Vollgeschosse nach lit. a) - e) über-
schritten wird;

g)soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem
Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse bzw.
die Baumassenzahi nicht bestimmt sind, bei be-
bauten Grundstücken die Zahl der tatsächiich
vorhandenen, bei unbebauten, jedoch bebauba-
ren Grundstücken die überwiegende Zahl d,er
vorhandenen Vollgeschosse auf den in der nähe-
ren Umgebung gelegenen Grundstücken.
Dabei gelten bei industriell genutztenoder indu-
striell nutzbaren Grundstücken, die bebaut oder
bebaubar sind, je angefangene 2,80 m tatsächli-
che oder zulässige Gebäudehöhe als ein Vollge-
schoß.

i
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h)bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäu-
de bebaut sind, wird das Kirchengebäude als
eingeschossiges Gebäude behandett.

$8
Grundstück an mehreren
Erschließungsanlagen

(1) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige
Erschließungsanlagen i.S. von $ 122 Abs. Z Nr. 1

BauGB erschlossen werden, sind zu jeder Er-
schiießungsanlage beitragspflichtig.

(2) Werden solche Grundstücke nur für Wohn zwecke
genutzt oder sind sie nur für Wohnzwecke be_
stimmt, so wird die nach $ Z Ziff. 3 ermittelte und
bei der Verteilung nach S Z Ziff. 1 zu berücksichti_
gende Grundstücksfläche bei jeder der beitragsfä_
higen Erschtießungsanlagen nur zuB/S in Ansatz
gebracht. Ist die nach S Z Zitt. 2 festgestellte
Grundstücksfläche größer ais 1200 qm, so be_
schränkt sich diese Regelung auf die Teilfläche
von 1200 qm.

(3) Die vorstehende Regelung giit nicht, wenn ein Er-
schließungsbeitrag nur für eine Erschließungsan_
lage i.S. von $ 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erhoben wird
und Beiträge für weitere Aniagen weder nach gei_
tendem Recht noch nach vergleichbaren früheren
Rechtsvorschriften erhoben worden sind oder er-
hoben werden dürfen.

(4) Werden Grundstücke durch Grünanlagen ($ 12?
Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach erschlossen, so wird
die nach $ 7 Ziff.3 ermittelte und bei der Verteilung
nach S7 Zift.1 zu berücksichtigende Grundstücks-
fläche bei der Abrechnung jeder Grünanlage nur
zu 213 in Ansatz gebracht, wenn Beiträge für wei-
tere Anlagen erhoben worden sind oder erhoben
werden dürfen.

(5) Grenzt ein Grundstück sowohl an eine Erschlie-
ßungsanlage nach $ 122 Abs. 2 Nr. 1 BauGB als
auch an einen Wohnweg (S 122 Abs.2 Nr. Z BauGB)
und ist es deshalb zu beiden Erschließungsanla_
gen beitragspflichtig, so wird bei der Abrechnung
des Wohnweges die nach $ Z Ziff. 3 ermittelte und
bei der Verteilung nach S Z Ziff. 1 zu berücksichti-
gende Grundstücksfläche nur zu I lp in Ansatz ge_
bracht.

se
Kostenspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann
der Erschließungsbeitrag erhoben werden für

den Erwerb der Erschiießungsflächen,
die Freilegung der Erschließungsflächen,
die Hersteliung der Straßen und Wege ohne Mo-
ped-, Rad und Gehwege sowie ohne Entwässe-
rungs- und Beleuchtungseinnchtungen,
die Hersteilung der Gehwege oder eines von ihnen,
die Herstellung der Mopedwege oder eines von ih-
nen,

die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen
oder eines von ihnen,

g) die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen,
h) die Herstellung der Beieuchtungseinrichtungen,
i) die Herstellung der Parkflächen,
j) die Herstellung der Grünanlagen.

a)

b)

c)

d)

e)

f)



Amtsbl. Reg.-Bez. Weser-Ems Nr. 46 v. 13. 11. 19Bz

$10
Merkmale der endgültigen Flerstellung
von Erschließungsanlagen

(1) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwe-
ge sowie Sammelstraßen (Anlagen nach $ 1pZ Abs.
2 Nr. 1 - 3 BauGB) sind endgültig hergestellt, rvenn
a) sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete

Straße angeschlossen sind,
b) die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist,
c)die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrich-

tungen vorhanden sind.
(2) Dabei sind hergestellt

a) die Fahrbahn, wenn sie einen Unterbau und eine
Decke aus Asphalt, Teer, Beton oder einem ähn-
lichen Material neuzeitlicher Bauweise auf-
welst,

b) die Bürgersteige, wenn sie eine Abgrenzung ge-
gen die Fahrbahn und eine Befestigungmi.tPlat-
ten, Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder einem
ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise er-
halten haben, wobei bei einfachen Wohnwegen
auf die Anlegung erhöhter Bürgersteige oder de-
ren Befestigung verzichtet werden kann,

c) die Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befe-
stigung mit Platten, Pflaster, Asphalt, Teer, Be-
ton oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher
Bauweise erhalten haben,

d) die Entwässerungsanlagen, wenn di.e Straßen-
rinnen, die zur Aufnahme des Wassers erforder-
lichen Leitungen sowie die Anschlüsse an be-
reits bestehende Entwässerungseinrichtungen
gebaut sind,

e) die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der
Größe der Anlage und der örtlichen Verhältnis-
sen angepaßte Anzahl von Beleuchtungskör-
pern hergestellt ist.

(3) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt,
wenn sie äine Verbindung zum öffentlichen Stra-
ßennetz haben, die Gemeinde Eigentümerin ihrer
Flächen ist und
a) die Parkflächen die inZif.f..2lit. a), c) und d) auf-

geführten Herstellungsmerkmale aufweisen,
b) die Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind.

( ) Die Merkmale der endgültigen Herstellung für die
erstmalige Herstellung von verkehrsberuhigten
Wohnstraßen werden durch eine ergänzende Sat-
zung im Einzelfall geregelt.

(5) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die
Bestandteile und Herstellungsmerkmale einer Er-
schließungsanJ.age abweichend von Zif,f .1- 3 fest-
gelegt werden.

$11
Immis sionsschutzanlagen

Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von An-
Iagen gemäß SZZitt.5 werden durch eine ergänzende
Satzung im Einzelfall geregelt.

$12
Vorausleistungen auf den
Erschließungsbeitrag

(1) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht
noch nicht oder nicht in vollem Umfang entstan-
den ist, kann die Gemeinde Vorausleistungen auf
den Erschließungsbeitrag verlangen, wenn ein
Bauvörhaben auf dem GrundstüLk genehmigt

wird oder wenn mit der Herstellung der Erschlie-
ßungsanlagen begonnen worden ist.

(2) Die vorausleistung soll die voraussichiliche Höhe
des Erschließungsbeitrages nicht übersteigen. Sie
läßt das Recht der Gemeinde auf Erhebung-des Er_
schließungsbeitrages nach seiner Entstehung un-
berührt. Die Vorausleistung ist mit aer endgltti_
gen Beitragsschuld zu verrechnen, auch *"rr., d",
Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist. Die' Vorausleistung wird durch Vorausteiitungsbe_
scheid erhoben.

s13
AbIösung des Erschließungsbeitrages

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht
entstanden ist, kann die Ablösung durch Vertrag ver_
einbart werden. Zur Feststellung des Ablösun-gsUe-
trages ist der für die endgültige Herstellung aer pr_
schließungsanlage entstehende Erschließungsauf-
wand anhand der Kosten für vergleiÄbare
Erschließungsanlagen zu ermitteln und nach Maß-
gabe des $ 7 auf die durch die Erschließungsanlage
erschlossenen Grundstücke zu verteilen. Durch zah-
lung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht
endgültig abgegolten.

s14
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01. Juii 19g? in Kraft.
(2) Soweit eine Beitragspflicht nach dem bisherigen

Recht entstanden und noch nicht geltend gu*"-"t t
ist, gelten anstelle dieser Satzung die SatÄngsbe-
stimmungen, die im Zeitpunkt der Entstehurrg Aer
Beitragspflicht gegolten haben.

Essen/Oldb., den 12. Oktober 19gZ

Gemeinde Essen (Oldb)
Ahrens
Bürgermeister

Kettmann
Gemeindedirektor

Vorstehende Satzung der Gemeinde Essen/Oldb.
wird gemäß den Bestimmungen der Hauptsatzung
der Gemeinde Essen/Oldb. hiermit öffentlich be_
kanntgemacht.
Essen/Oldb., den 02. November 1982
Gemeinde Essen/Oldb.
Der Gemeindedirektor
Kettmann
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